
Öffentliche Bekanntmachung 
 

Inkrafttreten der Satzung des Bebauungsplans 
 

„Hochstetten Unterdorf“ 
 

mit örtlichen Bauvorschriften 
im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB 

im Ortsteil Hochstetten 
 
Der Gemeinderat der Gemeinde Linkenheim-Hochstetten hat am 24.05.2019 in öffentlicher Sitzung 
den Bebauungsplan „Hochstetten Unterdorf“ nach §10 BauGB und die örtlichen Bauvorschriften nach 
§74 Abs. 7 LBO als jeweils selbständige Satzungen beschlossen. 
 
Der Planbereich wird begrenzt: 
- Im Nordosten durch die Hauptstraße (Flst. Nr. 36) 
- Im Westen durch die Linkenheimer Straße (Flst. Nr. 6/1 und 6/11) 
- Im Süden durch die Grundstücke der Flst. Nr. 2345, 2344, 2343, 2342, 2341, 2340/1, 2338, 2337, 

2336, 2335, 2334, 2333, 2330, 2339, 2328, 2323 
- Im Osten durch die Kirchstraße (Flst. Nr. 136) 
 
Der räumliche Geltungsbereich umfasst folgende Grundstücke: 
7, 8, 9, 10, 11, 12/1, 12/2, 12/3, 13, 14, 15, 16, 17, 18, 21, 21/3, 21/4, 22, 23, 24, 25, 26, 27, 27/5, 
28/1, 28/2, 28/3, 28/4, 29, 30, 30/1, 31, 32, 33, 34, 35, Teilgrundstück 36/5 (Gehweg Hauptstraße), 
137, 137/1, 138, 139, 142, 143, 144, 144/1 (Schulstraße), 144/2, 144/4, 145, 145/1, 145/2, 145/3, 
145/4, 145/5, 146/1, 147, 147/1, 147/2, 147/3, 148, 149, 155, 155/1, 155/2, 155/4, 156, 156/1, 158/1, 
158/2, 158/3 (Linkenheimer Straße), 161/3, 161/4, 161/7, 161/8, 161/9, 161/10, 164, 165, 165/1, 166, 
167, 167/1, 309, 309/1, 310, 310/1, 311, 311/1, 312/1, 312/2, 312/3, 312/4, 312/5, 313/1, 319/1, 320, 
320/1, 321, 323, 323/1, 324/2, 326, 328/1, 335, 336, 336/3, 337, 337/1, 337/2, 338, 338/1, 340, 344, 
2322, Teilgrundstück 2339 (Schulstraße). 
 
Der Planbereich ist im folgenden Kartenausschnitt dargestellt: 

 
 



Der Bebauungsplan „Hochstetten Unterdorf“ und die örtlichen Bauvorschriften zum 
Bebauungsplan „Hochstetten Untrdorf“ treten mit dieser Bekanntmachung in Kraft (vgl. § 10 
Abs. 3 BauGB, § 74 Abs. 7 LBO). 
 
Die Satzungen können einschließlich ihrer Begründung bei der Gemeindeverwaltung Linkenheim-
Hochstetten, Ortsbauamt, Karlsruher Str. 41, 76351 Linkenheim-Hochstetten, während der üblichen 
Dienststunden eingesehen werden. Jedermann kann die Satzungen einsehen und über seinen Inhalt 
Auskunft verlangen. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die Fälligkeit etwaiger Entschädi-
gungsansprüche im Falle der in den §§ 39-42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile, deren 
Leistung schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantragen ist, und des § 44 Abs. 4 BauGB 
über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen, wenn der Antrag nicht innerhalb der Frist von 
drei Jahren gestellt ist, wird hingewiesen. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 - 3 BauGB 
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 
beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des 
Flächennutzungsplans, ein nach § 214 Abs. 2a beachtlicher Fehler oder nach § 214 Abs. 3 Satz 2 
BauGB beachtlicher Mangel des Abwägungsvorgangs nur beachtlich werden, wenn sie innerhalb von 
eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde geltend gemacht 
worden sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel des Abwägungsvorgangs 
begründen soll, ist darzulegen. 
 
Nach § 4 Abs. 4 Gemeindeordnung für Baden-Württemberg gelten die Satzungen, sofern sie unter 
der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung oder auf Grund der 
Gemeindeordnung ergangenen Bestimmungen zustande gekommen sind, ein Jahr nach dieser 
Bekanntmachung als von Anfang an gültig zustande gekommen. 
 
Dies gilt nicht, wenn 
1. die Vorschrift über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung des 

Bebauungsplanes verletzt worden sind, 
 
2. der Bürgermeister dem Beschluss nach § 43 Gemeindeordnung wegen Gesetzwidrigkeit 

widersprochen hat, oder wenn innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung die 
Rechtsaufsichtsbehörde den Beschluss beanstandet hat oder die Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften gegenüber der Gemeinde unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die 
Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht worden ist. 

 
 
Linkenheim-Hochstetten, 06.06.2019 
 
 
 
 
gez. Möslang, Bürgermeister 
 


